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432 Schädliche ꝛc. Anlagen .

8. Anlagen , in denen Thomasſchlacke gemahlen oder Thomas⸗

ſchlackenmehl gelagert wird , R( 5Bl . 1909 8. 543 , 1911 S. 1153 ,

1914 S. 445 und Bad . Geſ⸗⸗u. VOBl . 1909 S. 286 , 1920 S. 537 ;

9. Zinkhütten , RGGBl. 1900 S. 32 und 1901 261

g) Schädliche , gefährliche , beläſtigende Anlagen .

1. Reichsgewerbeordnung .

§ 16 . Zur Errichtung von Anlagen , welche durch die

örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte für

die Beſitzer oder Bewohner der benachbarten Grundſtücke

oder für das Publikum überhaupt erhebliche Nachteile , Ge⸗

fahren oder Beläſtigungen herbeiführen können , iſt die Ge⸗

nehmigung der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörde
erforderlich .

Es gehören dahin :

Schießpulverfabriken, Anlagen zur Feuerwerkerei und

zur Bereitung von Zündſtoffen aller Art , Gasbe⸗

reitungs⸗ und Gasbewahrungsanſtalten , Anſtalten zur

Deſtillation von Erdöl , Anlagen zur Bereitung von

Braunkohlenteer , Steinkohlenteer und Koaks , ſofern

ſie außerhalb der Gewinnungsorte des Materials er⸗

richtet werden , Glas⸗ und Rußhütten , Kalk⸗ , Ziegel⸗

und Gipsöfen , Anlagen zur Gewinnung roher Metalle ,

Röſtöfen , Metallgießereien , ſofern ſie nicht bloße Tiegel⸗

gießereien ſind , Hammerwerke , chemiſche Fabriken
aller Art , Schnellbleichen , Firnisſiedereien , Stärke⸗

fabriken , mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung

von Kartoffelſtärke , Stärkeſyrupfabriken , Wachstuch⸗,
Darmſaiten⸗,Dachpappen⸗ und Dachfilzfabriken , Leim⸗

Tran⸗ und Seifenſiedereien , Knochenbrennereien , Kno⸗

chendarren , Knochenkochereien und Knochenbleichen,
Zubereitungsanſtalten für Tierhaare , Talgſchmelzen ,
Schlächtereien , Gerbereien , Abdeckereien , Poudretten⸗

und Düngpulverfabriken , Stauanlagenfür Waſſertrieb⸗
werke ( § 23) , Hopfen⸗Schwefeldörren , Asphaltkoche⸗
reien und Pechſiedereien , ſoweit ſie außerhalb der Ge⸗

winnungsorte des Materials errichtet werden , Stroh⸗
papierſtoffabriken , Darmzubereitungsanſtalten , Fabri⸗
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Schädliche ꝛc. Anlagen . 433
ken , in welchen Dampfkeſſel oder andere Blechgefäßedurch Vernieten hergeſtellt werden , Kalifabriken und
Anſtalten zum Imprägnieren von Holz mit erhitzten55 Teerölen , Kunſtwollefabriken, Anlagen zur Herſtel⸗8
lung von Celluloid und Dégrasfabriken , die Fabri⸗ken , in welchen Röhren aus Blech durch Vernieten
hergeſtellt werden , ſowie die Anlagen zur Erbauungeiſerner Schiffe , zur Herſtellung eiſerner Brücken oder
ſonſtiger eiſerner Baukonſtruktionen , die Anlagenzur Deſtillation oder zur Verarbeitung von Teer und
von Teerwaſſer , die Anlagen , in welchen aus Holzoder ähnlichem Faſermaterial auf chemiſchem WegePapierſtoff hergeſtellt wird (Cellulofefabriken ), die An⸗
lagen , in welchen Albuminpapier hergeſtellt wird , die
Anſtalten zum Trocknen und Einſalzen ungegerbter
Tierfelle ſowie die Verbleiungs⸗, Verzinnungs⸗ und
Verzinkungsanſtalten , die Anlagen zur Herſtellung von
Gußſtahlkugeln mittels Kugelſchrotmühlen Gugelfräs⸗
maſchinen ) , die Anlagen zur Herſtellung von Zünd⸗ſchnüren und von elektriſchen Zündern .

Das vorſtehende Verzeichnis kann , je nach Eintritt oder
Wegfall der im Eingange gedachten Vorausſetzung , durchBeſchluß des Bundesrats , vorbehaltlich der Genehmigungdes nächſtfolgenden Reichstags , abgeändert werden .

8 23 . Bei den Stauanlagen für Waſſertriebwerke ſindaußer den Beſtimmungen der 88 17 bis 22 die dafür beſtehen⸗den landesgeſetzlichen Vorſchriften anzuwenden . 5
Der Landesgeſetzgebung bleibt vorbehalten , die fernereBenutzung beſtehender und die Anlage neuer Privatſchläch⸗tereien in ſolchen Orten , für welche öffentliche Schlachthäuſerin genügendem Umfange vorhanden ſind oder errichtetwerden ,zu unterſagen .
Soweit durch landesrechtliche Vorſchriften Beſtimmungengetroffen werden , wonach gewiſſe Anlagen oder gewiſſe Arten

von Anlagen in einzelnen Ortsteilen gar nicht oder nur unter

5 D Dierzn die oben S. 396ff . abgedruckten Beſtimmungen desbadiſchen Waſſergeſetzes .
Schluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 28
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434 Scqädliche ꝛc. Anlagen .

beſonderen Beſchränkungen zugelaſſen ſind , finden dieſe Be⸗

ſtimmungen auch auf Anlagen der im 8 16 erwähnten Art

Anwendung .

§ 25 . Die Genehmigung zu einer der in den 88 16

und 24 bezeichneten Anlagen bleibt ſo lange in Kraft , als

keine Anderung in der Lage oder Beſchaffenheit der Betriebs⸗

ſtätte vorgenommen wird , und bedarf unter dieſer Voraus⸗

ſetzung auch dann , wenn die Anlage an einen neuen Erwerber

übergeht , einer Erneuerung nicht . Sobald aber eine Ver⸗

änderung der Betriebsſtätte vorgenommen wird , iſt dazu die

Genehmigung der zuſtändigen Behörde nach Maßgabe der

§ § 17 bis 23 einſchließlich bezw . des § 24 notwendig.
Eine gleiche Genehmigung iſt erforderlich bei weſentlichen
Veränderungen in dem Betriebe einer der im § 16 genannten

Anlagen . Die zuſtändige Behörde kann jedoch auf Antrag

des Unternehmers von der Bekanntmachung ( 817 ) Abſtand

nehmen , wenn ſie die Uberzeugung gewinnt , daß die beab⸗

ſichtigte Veränderung für die Beſitzer oder Bewohner be⸗

nachbarter Grundſtücke oder das Publikum überhaupt neue

oder größere Nachteile , Gefahren oder Beläſtigungen , als

mit der vorhandenen Anlage verbunden ſind , nicht herbei⸗

führen werde .

Dieſe Beſtimmungen finden auch auf gewerbliche An⸗

lagen ( §8 16 und 24 ) Anwendung , welche bereits vor Erlaß

dieſes Geſetzes beſtanden haben .

§S 26 . Soweit die beſtehenden Rechte zur Abwehr be⸗

nachteiligender Einwirkungen , welche von einem Grundſtück

aus auf ein benachbartes Grundſtück geübt werden , dem

Eigentümer oder Beſitzer des letzteren eine Privatklage ge⸗

währen , kann dieſe Klage einer mit obrigkeitlicher Genehmi⸗

gung errichteten gewerblichen Anlage gegenüber niemals auf

Einſtellung des Gewerbebetriebs , ſondern nur auf Herſtellung

von Einrichtungen , welche die benachteiligende Einwirkung

ausſchließen , oder , wo ſolche Einrichtungen untunlich oder

mit einem gehörigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar ſind ,

auf Schadloshaltung gerichtet werden .
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2 . Badiſche Vollzugsverordnung zur Reichs⸗
gewerbeordnung vom 23 . Dezember 1883 .

( Geſ . ⸗ und VoBl . Seite 357) , in der durch die Verordnung vom29. September 1900 ( Geſ⸗ und VOBl . 8. 1003 ) bewirkten Faſſung .
H. K SDie Errichtung und Anderung ſchädlicher , ge⸗fährlicher und beläſtigender Gewerbsanlagen .

§ 10 . ( Stellung des Antrags . ) Wer eine in
§ 16 der Gewerbeordnung oder in den Ergänzungsbeſtim⸗
mungen zu dieſem Paragraphen bezeichnete Anlage errichtenoder eine weſentliche Veränderung einer ſolchen Anlage im
Sinne des § 25 der Gewerbeordnung vornehmen will , hat
den Antrag auf Genehmigung bei dem Bezirksamte , in deſſen
Bezirk das Unternehmen ganz oder zum größeren Teile aus⸗
geführt werden ſoll , anzubringen .

Aus dem Antrage muß der vollſtändige Name , der
Stand und Wohnſitz des Unternehmers erſichtlich ſein .

Dem Antrag ſind eine Beſchreibung , eine Situations⸗
zeichnung und der Bauplan der Anlage in doppelter , voll⸗
ſtändig übereinſtimmender Ausfertigung beizufügen .

§ 11 . ( Beizufügende Nachweiſungen . ) Die dem
Antrage beigefügten Nachweiſungen ſollen , ſoweit es zur Er⸗
läuterung des beabſichtigten Unternehmens erforderlich iſt
folgende Punkte klarlegen :

1. die Größe des Grundſtücks , auf welchem die Anlage
errichtet werden ſoll , die Bezeichnung , welche dasſelbe
im Grundbuch , beziehungsweiſe eventuell im Lagerbuch
führt , und den etwaigen beſonderen Namen des Grund⸗
ſtücks , beziehungsweiſe des Gewanns ;

2. in gleicher Weiſe die Bezeichnung der Grundſtücke , Ge⸗
bäude und Anlagen , welche an das für den Betrieb in
Ausſicht genommene Grundſtück angrenzen , zutreffen⸗
denfalls auch die Bezeichnung der entfernter gelegenen
Grundſtücke , Gebäude und Anlagen , auf welche der
Betrieb vorausſichtlich Einwirkungen ausüben kann ,
und die Namen der Eigentümer ;

3. die Entfernung , in welcher die zum Betriebe beſtimmten
Gebäude und Einrichtungen von der Wi be⸗

U
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nachbarten Grundſtücke und von den darauf befindlichen

Gebäuden und Anlagen , ſowie eventuell von den etwa

in der Nähe befindlichen öffentlichen Wegen , Eiſenbahn⸗

linien , fließenden Gewäſſern und Waldungen zu liegen
kommen ſollen ;

4. die Höhe , Bau⸗ und Benützungsart der benachbarten

Gebäude , ſofern zu der Betriebsſtätte Feuerungsan⸗

lagen gehören ;
5. die Lage , Ausdehnung und Bauart der Betriebsſtätte ,

die Beſtimmung der einzelnen Räume und deren Ein⸗

richtung , ſoweit ſie nicht beweglich iſt ;
6. den Gegenſtand der Fabrikation , ſoweit dieſe innerhalb

der Betriebsſtätte erfolgt , die ungefähre Ausdehnung ,

ſowie die Art und den Gang des Betriebs unter An⸗

gabe der hauptſächlich zu verwendenden Maſchinen und

unter Berückſichtigung der zum Schutze der Arbeiter

gegen Gefahr für Leben und Geſundheit beabſichtigten
Vorkehrungen ;

7. die bei der Fabrikation entſtehenden Abgänge , wobei

möglichſt genau die darin enthaltenen Stoffe , die täglich
ſich ergebende Menge und die beabſichtigte Art der

Verwertung , Ablagerung , Ableitung oder ſonſtigen
Beſeitigung zu bezeichnen iſt .

§ 12 . ( Form der Nachweiſungen . ) Die Pläne ,
Zeichnungen und Vervielfältigungen derſelben ſind durch ge⸗

hörig dazu befähigte Perſonen auf dauerhaftem Material zu

fertigen . ) Aus denſelben ſoll der ſeitherige Zuſtand und die

beabſichtigte Herſtellung unterſcheidbar zu entnehmen ſein ; ſie
ſind in einem zur Beurteilung der obwaltenden Verhältniſſe
geeigneten Maßſtabe zu fertigen , welcher auf dem Plan be⸗

ziehungsweiſe der Zeichnung anzugeben iſt .
Dabei ſind die hinſichtlich der Darſtellungsweiſe in Bau⸗

ſachen von den örtlichen Bauordnungen geſtellten Anforde⸗
rungen , beziehungsweiſe eventuell die in dieſer Hinſicht im

Baugewerbe beſtehenden Übungen zu beachten .

1) Vergl . die Verordnung vom 17. Mai 1905 , die Beſchaffenheit
der Pläne im Verfahren vor den Verwaltungsbehörden betr . ( Geſ. ⸗
und VOBl . S. 306) .
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Schädliche ꝛc. Anlagen . 437

Ausnahmsweiſe kann in minder wichtigen Fällen hin⸗19 500
der Duplikate die Vorlage auf Pauspapier geſtattetwerden .

Pläne und Zeichnungen ſollen ſowohl vom Unternehmerals vom Fertiger unterzeichnet und mit Hatum verſehen ſein .Wenigſtens ein Exemplar derſelben iſt in einem zur Vereini⸗
gung mit den Akten geeigneten Formate ( in Blättern oderin Heften von 33 em Höhe und 21 em Breite ) vorzulegen.

§ 13 . ( Baupolizeiliche Vorlage . ) Sollen bei Er⸗
richtung oder Anderung einer ſolchen Gewerbsanlage Bau⸗
herſtellungen vorgenommen werden , welche nach den bezüg⸗lichen Beſtimmungen I88 50ff . der Baupolizeiverordnungvom 5. Mai 1869l1 ) behufs der Genehmigung oder Prüfung
zur Kenntnis der Baupolizeibehörde gebracht werden müſſen,ſo iſt in der Regel mit dem Antrage auf gewerbepolizeilicheGenehmigung auch die in baupolizeilicher Hinſicht erforder⸗liche Vorlage zu verbinden , wobei auf die gemäß § 11 dieſerVerordnung vorgelegten Pläne und Zeichnungen Bezug ge⸗nommen werden kann , ſoweit dieſelben auch in baupolizei⸗
licher Hinſicht genügenden Aufſchluß geben .

Über die in baupolizeilicher Hinſicht gemachte Vorlageiſt gemäß [ S8 50ff . der Baupolizeiordnung ] s ) durch Ver⸗
mittelung der Ortspolizeibehörde die Baukommiſſion und in
wichtigeren Fällen die Bezirksbauinſpektions ) zu hören .

§ 14 . (Waſſerpolizeiliche Vorlage . ) Wenn mitdem beabſichtigten Unternehmen die Herſtellung oder An⸗
derung einer Stauanlage oder eines Triebwerks (§8§ 16 und
23 der Gewerbeordnung und [ Artikel 23 Ziffer 2 des Ge⸗
ſetzes vom 25 . Auguſt 1876 über die Benützung und Inſtand⸗haltung der Gewäſſer ] l ) oder die Benützung des Waſſers
zur Einleitung fremder Stoffe , durch welche die Eigenſchaftendes Waſſers geändert oder die Fiſche beſchädigt werden
können ( Artikel 23 Ziffer 1 des Geſetzes vom 25 . Auguſt

Njetzt 88 123ff . der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .
) jetzt §8 130ff . der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .
3) Jetzt : Bezirksbauamt .
Jjetzt 88 40 und 52 des Waſſergeſetzes vom 12. April 1913

( oben §. 396 u. 397) .
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1876 ) und Artikel 4 des Geſetzes vom 3. März 1870 über

die Ausübung und den Schutz der Fiſcherei ) verbunden wer⸗

den ſoll , ſo iſt gleichzeitig der Antrag auf waſſerpolizeiliche
Genehmigung unter Anſchluß der zur Beurteilung der bezüg⸗

5

lichen Verhältniſſe dienenden Nachweiſungen [§8§ 2ff . der

Vollzugsverordnung vom 24 . Dezember 1876 zum Waſſer⸗
geſetzeſ ?) zu ſtellen . Das Bezirksamt hat dafür zu ſorgen ,

daß das vorbereitende Verfahren hinſichtlich dieſer Anträge ,
namentlich was die Bekanntmachung und die Aufforderung
der Beteiligten angeht , ſoweit tunlich mit dem bezüglich der

gewerbepolizeilichen Genehmigung zu pflegenden Verfahren
verbunden werde .

§ 15 . ( Vorläufige Prüfung des Antrags . ) Das

Bezirksamt hat nach Einkunft des Antrags auf gewerbe⸗ E 6
polizeiliche Genehmigung ſofort zu prüfen , ob gegen die 5
Vollſtändigkeit der Vorlage etwas zu erinnern iſt . Wo nach 151
der Art der beabſichtigten Anlage dieſe Prüfung techniſche Ulo

Kenntniſſe erfordert , ſind die Vorlagen der techniſchen Be⸗ muär
hörde [ — dem Fabrikinſpektor regelmäßig in den Fällen des

Uun

§ 8 der Dienſtweiſung dieſes Beamten vom 2. Januar 1880 0
und des §137 dieſer Vollzugsverordnung —J ) zur tunlichſt Cken

baldigen Außerung mitzuteilen . Beteil

Finden ſich bei dieſer Prüfung Mängel , ſo iſt der Unter⸗ antlic

nehmer auf kürzeſtem Wege zur Ergänzung der Vorlage zu en0
veranlaſſen . fehtte

§S 16 . ( Bekanntmachung des Genehmigungsge⸗ derbi

ſuchs . ) Wenn gegen die Vollſtändigkeit der Vorlage nichts 9

zu erinnern iſt , ſo iſt das beabſichtigte Unternehmen durch ſctgt
eine einmalige Bekanntmachung im amtlichen Verkündigungs⸗ ſffetl

blatt zur öffentlichen Kenntnis zu bringen . lgteß,
Die Bekanntmachung des Bezirksamts hat zu enthalten : Ifer

1. Namen , Stand und Wohnſitz des Unternehmers , den polze

Gegenſtand des Unternehmens , die Bezeichnung der wi

y) Siehe Fußnote 4 Seite 437 .
fl

) jetzt 88 34ff . der VVO . zum Waſſergeſetz vom 12. April 1913 fme
( ( oben S. 401) . ausüͤb

Mijetzt dem Gewerbeaufſichtsamt (ſ. den oben S. 419 abge⸗
druckten § 141 dieſer Verordnung und § 8 der Dienſtanweiſung für
das Gewerbeaufſichtsamt , Geſ. ⸗ u. VOBl . 1920 S. 531) .
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Gemarkung und des Grundſtücks bezw . des Ge⸗
wanns , auf welchem das Unternehmen ausgeführt
werden ſoll ;

2. die Aufforderung , etwaige Einwendungen bei dem
Bezirksamt oder dem Gemeinderat des Orts der
Unternehmung binnen vierzehn Tagen vom Ablaufe
des Tages an anzubringen , an welchem die bezügliche
Nummer des amtlichen Verkündigungsblatts aus⸗
gegeben wurde , widrigenfalls alle nicht auf privat⸗
rechtlichen Titeln beruhenden Einwendungen als ver⸗
ſäumt gelten ;

3. die Bezeichnung von Ort und Stelle , wo die Beſchrei⸗
bung , Pläne und Zeichnungen zur Einſicht offen liegen.

Von dem die Bekanntmachung enthaltenden Blatte iſt
ein Exemplar zu den Akten zu nehmen .

Handelt es ſich nur um Veränderung einer beſtehenden
Anlage , ſo kann auf Antrag des Unternehmers die Bekannt⸗
machung unter den in § 25 der Gewerbeordnung bezeichneten
Vorausſetzungen unterlaſſen werden .

§ 17 . ( Außerung des Gemeinderats . ) Das eine
Exemplar der Vorlage bleibt zur Einſichtsnahme durch die
Beteiligten beim Bezirksamt , das andere Exemplar iſt , mit
amtlicher Beglaubigung der Übereinſtimmung verſehen , an
den Gemeinderat der Gemarkung , in welcher das Unter⸗
nehmen ausgeführt werden ſoll , zur Offenlegung während
der Einſprachsfriſt zu überſenden .

Zugleich iſt der Gemeinderat zu beauftragen , das beab⸗
ſichtigte Unternehmen in der Gemeinde in ortsüblicher Weiſe
öffentlich bekannt zu machen und den ihm bekannten Betei⸗
ligten , insbeſondere den unmittelbaren Anſtößern , gemäß §8 16
Ziffer 2 dieſer Verordnung beziehungsweiſe [S 53 der Bau⸗
polizeiordnung von 1869J “ ) die Geltendmachung ihrer
etwaigen Einwendungen anheimzugeben . Der gleiche Auftrag
iſt an die Gemeindebehörden anderer Gemarkungen zu richten ,
auf welche das Unternehmen vorausſichtlich eine Einwirkung
ausüben kann .

2letzt 8 130 der Landesbauordnung vom 1. Sept . 1907 .
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Soll die Anlage in der Nähe einer Landſtraße , eines

fließenden Gewäſſers , einer Eiſenbahn oder einer Waldung

errichtet werden , ſo iſt auch der Waſſer⸗ und Straßenbau⸗
inſpektion ( eventuell der Rheinbau⸗ oder der Kulturinſpek⸗

tion ) ) , dem Bahnbauinſpektor und der Bezirksforſtei recht⸗
zeitig Kenntnis zu geben .

Nach Ablauf der Friſt hat der Gemeinderat den Antrag

nebſt den Beilagen und den etwa eingekommenen Einſprachen
dem Bezirksamt vorzulegen unter Beurkundung der vor⸗

ſchriftsmäßig erfolgten Offenlegung und Bekanntmachung .
Gleichzeitig hat der Gemeinderat ſeine Außerung über die
Zuläſſigkeit des Unternehmens , beziehungsweiſe über die

vorgebrachten Einwendungen , beizufügen .

§ 18 . ( Vorbereitende Erörterung und Begut⸗

achtung . ) Die Entſchließung des Bezirksrats über das Ge⸗
nehmigungsgeſuch iſt durch das Bezirksamt vorzubereiten ,
indem dasſelbe die angebrachten Einwendungen und die ſon⸗

ſtigen für die Verſagung der Genehmigung oder die Auflage
von Bedingungen in Betracht kommenden Punkte unter Zu⸗

zug des Unternehmers , der Einſprechenden , der techniſchen
Behörden und der etwaigen anderen Sachverſtändigen , ſoweit
tunlich mündlich , erörtert und die zur Aufklärung der tat⸗

ſächlichen und techniſchen Verhältniſſe etwa erforderlichen
ſchriftlichen Gutachten erhebt .

Zur Begutachtung ſind in der Regel gemäß 88 1 und 8

der Dienſtanweiſung vom 2. Januar 1880 und § 137 dieſer

Vollzugsverordnung der Fabrikinſpektor ) , ferner in den durch
8 16 Abſatz 3 der Geſundheitspolizeiverordnung vom 27 . Juni
1874ʃ5 ) bezeichneten Fällen der Bezirksarzt , außerdem je nach

Lage der Sache die ſonſt zuſtändigen techniſchen Behörden oder

andere geeignete Sachverſtändige heranzuziehen . Handelt es

ſich um Errichtung und Anderung von chemiſchen Fabriken

bauamt .
jetzt das Gewerbeaufſichtsamt ; ſ. die Anm . zu § 15 dieſer

Verordnung .
) jetzt § 20 Abſ . 1 der Geſundheitsverordnung vom 23. Dez.

1908 ( oben S. 323 abgedruckt ) .
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oder um die Frage der Unſchädlichmachung von Fabrikab⸗gängen , ſo iſt in der Regel die chemiſch⸗techniſche Prüfungs⸗und Verſuchsanſtalt in Karlsruhe mit der Begutachtung zubetrauen ; ſteht die Gefährdung von öffentlichen Straßen odervon Waſſerläufen in Frage , ſo iſt die Waſſer⸗ und Straßenbau⸗inſpektion ( beziehungsweife die Rheinbau⸗ oder Kulturinſpek⸗tion ) ) , über bau⸗ und feuerpolizeiliche Punkte die Bezirksbau⸗inſpektion zu hören ; bei der Bezeichnung anderer Sachver⸗ſtändiger hat der Fabrikinſpektor!) geeignetenfalls behilf⸗lich zu ſein .

§ 19 . ( Gehör der Parteien . Beſchleunigung des
Verfahrens . ) Soweit die Gutachten nicht in Gegenwartder Parteien ( § 21 Ziffer 4 der Gewerbeordnung ) erſtattetwerden , iſt letzteren noch rechtzeitig vor der Tagfahrt des
Bezirksrats Gelegenheit zu geben , von den erſtatteten Gut⸗
achten Kenntnis zu nehmen .

Sowohl das Bezirksamt als die techniſchen Behördenhaben bei den vorbereitenden Verhandlungen darauf Bedachtzu nehmen , daß , unbeſchadet der Gründlichkeit , jede Verzöge⸗
rung des Verfahrens und insbeſondere auch längerer Schriften⸗wechſel vermieden werden .

§ 20 . ( Entſcheidung des Bezirksrats . ) Nach Ab⸗
ſchluß der vorbereitenden Verhandlungen wird vom Bezirks⸗rat als Verwaltungsbehörde in öffentlicher Sitzung auf Grund
mündlicher Verhandlung die Entſcheidung darüber gegeben,ob die gewerbepolizeiliche und eventuell die baupolizeiliche
Genehmigung zu erteilen und an welche Bedingungen ſieetwa zu knüpfen ſei . In dem Beſcheide kann dem Unternehmerauf ſeine Gefahr , unbeſchadet des Rekursverfahrens ( § 20der Gewerbeordnung ) , die unverzügliche Ausführung der bau⸗
lichen Anlagen geſtattet werden , wenn er dies vor Schlußder Erörterung beantragt . Die Geſtattung kann von einer

Sicherheitsleiſtung abhängig gemacht werden .
Ferner iſt in den in § 14 dieſer Verordnung bezeichneten

Fällen darauf Bedacht zu nehmen , daß , wenn tunlich , in der
gleichen Sitzung auch über die in waſſerpolizeilicher , bezw .

) Siehe Fußnoten 1 und 2 Seite 440.
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fiſchereipolizeilicher Hinſicht geſtellten Genehmigungsanträge
beſchloſſen werden kann . 5

Zu der Sitzung des Bezirksrats ſind die Parteien , d. h.

der Unternehmer und die Einſprechenden , und in wichtigeren

Fällen auch die beteiligten techniſchen Behörden oder die ſonſt
zugezogenen Sachverſtändigen zu laden . Bei der Ladung der

Parteien iſt beizufügen , daß eventuell auch im Fall ihres

Ausbleibens die Verhandlung vorgenommen und nach deren

Ergebnis die Entſcheidung erlaſſen werden wird .

Die für die Entſcheidung maßgebenden Punkte ſind durch

den Vortrag der Parteien , welche erforderlichenfalls hierwegen

im Einzelnen zu befragen ſind , und durch die anweſenden

techniſchen Beamten und Sachverſtändigen mündlich zu er⸗

örtern ; ſoweit nötig , gibt der Vorſitzende des Bezirksrats ,

beziehungsweiſe das Bezirksratsmitglied oder der Beamte ,

welcher mit der Vortragerſtattung betraut iſt , aufgrund der

vorbereitenden Verhandlungen die etwaigen weiteren Auf⸗

klärungen .
Im Beſcheide des Bezirksrats ſind in gedrängter Faſſung

die Geſetzes⸗ und Verordnungsbeſtimmungen , auf denen die

Entſcheidung beruht , und ſofern die Genehmigung verſagt

oder nur unter Bedingungen erteilt , oder ſofern erhobene

Einwendungen verworfenwurden , auch die Gründe anzugeben.
Einwendungen , welche auf beſonderen privatrechtlichen Titeln
beruhen , ſind zur Entſcheidung vor den bürgerlichen Richter

zu verweiſen .
Gleichzeitig iſt über die Tragung der Koſten gemäß 822

der Gewerbeordnung zu erkennen .

§ 21 . ( Eröffnung der Entſcheidung . Rekurs .

Bekanntmachung . ) Hinſichtlich der Eröffnung des Beſcheids ,
des Rekurſes und der Zuſtellung und Aufbewahrung der

Genehmigungsurkunde iſt der 8S2 Ziffer 2 —5 dieſer Vollzugs⸗

verordnung zu beobachten .
Auch den techniſchen Behörden , welche bei der Errichtung

der Anlage beteiligt ſind oder bei deren Beaufſichtigung mit⸗

zuwirken haben , iſt von der Entſcheidung durch Überſendung
der Akten oder in anderer Weiſe Kenntnis zu geben , wobei

hinſichtlich des Fabrikinſpektors die Vorſchrift des 8 8
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Abſatz 4 der Dienſtanweiſung vom 2. Januar 1880 in An⸗
wendung kommt . ! )

Das Bezirksamt kann , wenn es ihm angemeſſen erſcheint ,
den Genehmigungsbeſcheid wörtlich oder im Auszuge auf
Koſten des Unternehmers im amtlichen Verkündigungsblatt
veröffentlichen .

h ) Verordnung des Miniſteriums des Innern vom
16 . Juni 1876 , die Einrichtung der Schlächtereien —

betreffend .
( Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 195. )

Auf Grund des § 87a des Polizeiſtrafgeſetzbuchs wird ver⸗
ordnet :

§ 1. In allen Schlächtereien müſſen die Fußböden , die Wände
bis zu einer Höhe von 2 Metern , die Höfe , welche die Schlachtſtätten
umgeben , und die für den Abfluß aus den Schlachtſtätten beſtimmtenRinnen waſſerdicht hergeſtellt werden .

§ 2. In der Nähe der Schlachtſtätte muß zur Aufnahme des
Abwaſſers und der Abfälle eine mit der Schlachtſtätte durch eine
offene Rinne verbundene waſſerdichte , gedeckte Senkgrubes ) vorhanden
ſein , welche im Winter wöchentlich einmal , im Sommer täglich zu
entleeren iſt .

Von Errichtung einer Senkgrube kann nur abgeſehen werden ,
wenn das Abwaſſer aus der Schlachtſtätte in ein fließendes Gewäſſer

) S. die Anm. zu § 15 dieſer Verordnung .
) Vergl .8S 16 Rcö8 . ( S. 432 ) . Unter Schlächtereien im Sinne

vorſtehender Verordnung ſind alle Schlachtſtätten verſtanden , in denen
gewerbsmäßig geſchlachtet wird , alſo auch ſolche , in denen Metzgerbei Ausübung ihres Gewerbes regelmäßig Schlachtungen nur von
Kleinvieh vornehmen ( Erl . d. Min . d. Innern vom 16. September1876 Nr. 13374 ) , auch die von den Gemeinden errichteten öffentlichen
Schlachthäuſer . Die Verordnung iſt ferner auch gegenüber ſolchen
Perſonen in Anwendung zu bringen , welche die Metzgerei nicht ge⸗
werbsmäßig betreiben , aber ſo häufig Schlachtungen vornehmen , daß
eine ſanitätspolizeiliche Vorkehr hinſichtlich der Schlachtſtätten ge⸗
boten erſcheint ( Erl . d. Min . d. Innern vom 24. September 1880
Nr . 14750 ) . Auch wenn ein Land⸗oder Schankwirt in ſeinen Räum⸗
lichkeiten ohne Anbringung beſonderer Vorrichtungen gewerbsmäßig ,d. h. zum Zwecke des Verkaufs , Vieh ſchlachtet , liegt eine genehmigungs⸗
pflichtige Schlachtſtätte vor . Schenkel , Gewo . , Note 26 zu § 16.

) Die Senkgrube darf keinen durchlaſſenden Boden haben ,
muß vielmehr auch in der unteren Fläche vollſtändig waſſerdicht her⸗
geſtellt ſein ( Min . d. Innern vom 6. Juni 1878 Nr. 7998 ) .
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